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Newsletter November 2011 
 

        Bürstadt, 15.11.2011  

 

 

nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der 

vergangenen Monate vertraut machen. 

 

Sie erhalten Informationen zu folgenden Themen: 

 

 Kinderbetreuungskosten zukünftig einheitlich abziehbar 

 Keine Einbeziehung abgeltend besteuerter Einkünfte bei zumutbarer Belastung und 

beim Spendenabzug 

 Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags 

 Wegfall der Einkünftegrenze bei volljährigen Kindern 

 Erleichterter Spendennachweis bei Katastrophenfällen 

 Änderung bei der Ehegattenveranlagung 

 Geringere Anforderungen an elektronisch übermittelte Rechnungen 

 Lose geführte Aufzeichnungen stellen kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch dar 

 Nachträgliche Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

 Auch Geburtstagsfeiern im Kreise von Mitarbeitern und Geschäftspartnern sind 

regelmäßig privat veranlasst 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
 
 
Kreissparkasse Groß-Gerau  BLZ  508 525 53 Kto.-Nr. 130 349 21 
Sparkasse Worms   BLZ  553 500 10 Kto.-Nr. 415 713 8 

Raiffeisenbank Ried eG  BLZ  509 612 06 Kto.-Nr. 143 359 

Volksbank Groß-Gerau  BLZ  508 925 00      Kto.-Nr. 712 60305 

 
Datum: 15.11.2011 
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 Kinderbetreuungskosten zukünftig einheitlich abziehbar 

Ab dem 1.1.2012 sind Kinderbetreuungskosten nicht mehr wie Werbungskosten/Betriebsausgaben 
abziehbar, sondern werden einheitlich steuerlich als Sonderausgaben berücksichtigt. An der Höhe 
der berücksichtigungsfähigen Aufwendungen (zwei Drittel, bis zu 4.000 € pro Kind) ändert sich 

nichts. 

Vorteil für Eltern: Es kommt nicht mehr auf das Vorliegen persönlicher Anspruchsvoraussetzungen 
(Erwerbstätigkeit, Krankheit oder Behinderung) an, und diese müssen dementsprechend auch nicht 
mehr nachgewiesen werden. 

Möglicher Nachteil für berufstätige Eltern: Betreuungskosten mindern als Sonderausgaben nicht 
mehr die Einkünfte. Da die Einkünfte oftmals Grundlage für Kindergarten-Gebührenordnungen sind, 
können sich die Kindergartengebühren erhöhen. 

 

Keine Einbeziehung abgeltend besteuerter Einkünfte bei 
zumutbarer Belastung und beim Spendenabzug 

Abgeltend besteuerte Kapitaleinkünfte werden bei der Berechnung der zumutbaren Eigenbelastung 
sowie des Höchstbetrags für das Spendenabzugsvolumen nicht mehr einbezogen. Damit soll u. a.  
eine Benachteiligung von Rentnern und Pensionären, die Kapitaleinkünfte beziehen, ab 1.1.2012 
vermieden werden. Die abgeltend besteuerten Einkünfte müssen dann in der Steuererklärung nicht 
mehr angegeben werden. 

 

Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags 

Der Werbungskosten-Pauschbetrag für Arbeitnehmer wird von bislang 920 € auf 1.000 € erhöht. 
Damit die Umsetzung bereits 2011 wirksam werden kann, wird der Erhöhungsbetrag von 80 € bei 

der Gehaltsabrechnung für Dezember 2011 berücksichtigt. 

Hinweis für Elterngeldbezieher: Für vor dem 1.1.2012 geborene Kinder wird für die Ermittlung des 
Elterngeldes der alte Arbeitnehmer-Pauschbetrag zugrundegelegt. 

 

Wegfall der Einkünftegrenze bei volljährigen Kindern 

Kindergeld und steuerliche Vergünstigungen wie Kinderfreibeträge, Ermittlung der zumutbaren 
Eigenbelastung, Schulgeld oder Riesterzulagen werden bei volljährigen Kindern ab 
Veranlagungszeitraum 2012 ohne Einkommensgrenze gewährt. Dementsprechend verzichten 
Familienkasse und Finanzamt bei der Festsetzung des Kindergelds oder der steuerlichen 
Berücksichtigung der volljährigen, in Ausbildung befindlichen Kinder zukünftig auf eine 
Einkommensprüfung, die Eltern müssen sowohl im Rahmen des Kindergeldantrags als auch bei der 

Einkommensteuererklärung die Einkünfte und Bezüge ihrer volljährigen Kinder nicht mehr detailliert 
ermitteln und angeben. 

Eine schädliche Erwerbstätigkeit kann nur noch nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausübung 
und eines Erststudiums oder in einer Übergangszeit zwischen zwei Ausbildungsabschnitten 
vorliegen, oder wenn eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht begonnen oder 
fortgesetzt werden kann. Unschädlich ist aber, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit unter 
20 Stunden liegt oder es sich um ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis bzw. einen sog. 

Ein-Euro-Job handelt. 

 

Erleichterter Spendennachweis bei Katastrophenfällen 

Für Spendenzahlungen in Katastrophenfällen wird das vereinfachte Nachweisverfahren um einzelne 

Maßnahmen, die bisher nur in Verwaltungserlassen geregelt waren, erweitert. 

Dabei geht es um Spenden zur Hilfe in Katastrophenfällen, die bereits vor der Einrichtung eines 
Sonderkontos den Zuwendungsempfänger erreichen oder zu denen ein nicht steuerbegünstigter 

Spendensammler aufgerufen hatte und von diesem an den endgültigen Zuwendungsempfänger 
weitergeleitet wurden. Der Spender soll auch in den letztgenannten Fällen seine Zuwendung als 
Sonderausgabe steuerlich geltend machen können. 
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Änderung bei der Ehegattenveranlagung 

Das Veranlagungswahlrecht für Ehegatten wird neu geordnet. Bislang gab es sieben 
Veranlagungsarten (Einzelveranlagung mit Grund-Tarif, Verwitweten-Splitting oder Sonder-Splitting 

im Trennungsjahr, Zusammenveranlagung mit Ehegatten-Splitting, getrennte Veranlagung mit 
Grund-Tarif, besondere Veranlagung mit Grund-Tarif oder Verwitweten-Splitting), künftig nur 
Einzel- oder Zusammenveranlagung. Die Wahl der Veranlagungsart ist für je einen 
Veranlagungszeitraum bindend und kann nachträglich nur geändert werden, wenn: 

 der Steuerbescheid aufgehoben, geändert oder berichtigt wird und 

 die Änderung bis zur Bestandskraft des Änderungs- oder Berichtigungsbescheides schriftlich oder 
elektronisch mitgeteilt oder zur Niederschrift erklärt worden ist und 

 sich bei Änderung der Veranlagungsart insgesamt weniger Steuern ergeben. 

Die bisher mögliche freie (steueroptimale) Verteilung von Kosten entfällt. Künftig werden 
Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen und die Steuerermäßigung nach §  35a den 
Ehegatten jeweils zur Hälfte zugerechnet oder die Ehegatten beantragen eine Zurechnung 
entsprechend der wirtschaftlichen Belastung. 

Die zumutbare Belastung bei den außergewöhnlichen Belastungen wird künftig nach dem 

Gesamtbetrag der Einkünfte eines jeden Ehegatten bestimmt und nicht wie bisher bei der 
getrennten Veranlagung nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte beider Ehegatten. 

Die besondere Veranlagung im Jahr der Eheschließung entfällt. 

Das Verwitweten-Splitting kann künftig durch die Einzelveranlagung erreicht werden. 

Die Änderungen gelten ab der Steuererklärung für 2013. 

 

Geringere Anforderungen an elektronisch übermittelte Rechnungen 

Bisher gibt es für auf elektronischem Weg übermittelte Rechnungen hohe technische 
Anforderungen. 

Zukünftig können auch elektronische Rechnungen, die z. B. per E-Mail, als PDF- oder Textdatei (als 
E-Mail-Anhang oder Web-Download) übermittelt werden, zum Vorsteuerabzug berechtigen, ohne 

dass es einer Signatur bedarf. 

Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem elektronischen Format ausgestellt und 
empfangen wird. Hierunter fallen Rechnungen, die per E-Mail, im EDI-Verfahren, als PDF- oder 
Textdatei, per Computer-Telefax oder Fax-Server (nicht aber Standard-Telefax) oder im Wege des 
Datenträgeraustauschs übermittelt werden. 

Zu gewährleisten sind die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit. 

Unter Echtheit der Herkunft ist die Sicherheit der Identität des Rechnungsausstellers zu verstehen. 

Der Inhalt ist unversehrt, wenn die erforderlichen Angaben unverändert sind. 

Es sind keine technischen Verfahren, z. B. Signatur, mehr vorgegeben, die die Unternehmen 

verwenden müssen. Selbst die Übermittlung als schlichte E-Mail ohne Signatur reicht aus. Jeder 
Unternehmer muss festlegen, in welcher Weise er die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit des 
Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet.  Dafür reicht es beispielsweise schon, die 
Rechnung mit der Bestellung und dem Lieferschein zu vergleichen. 

Die Inhalts- und Formatierungsdaten der elektronischen Rechnung sind auf einem unveränderbaren 

Datenträger zu speichern. Der Originalzustand der übermittelten Daten muss erkennbar sein. 

Die vorgenannten Änderungen sind erstmals auf Rechnungen anzuwenden, die nach dem 
30. Juni 2011 ausgestellt werden, sofern die zugrunde liegenden Umsätze nach dem 30. Juni 2011 
ausgeführt werden. 

Die Kehrseite der Erleichterungen ist, dass im Rahmen einer Umsatzsteuer-Nachschau auch 
elektronisch gespeicherte Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, andere Urkunden und 

elektronische Rechnungen auf Verlangen eingesehen werden können. 
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 Lose geführte Aufzeichnungen stellen kein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch dar 

Ein Fahrtenbuch muss zeitnah und fortlaufend in einer geordneten und geschlossenen äußeren 
Form geführt werden. Bei einem mithilfe eines Computerprogramms erstellten Fahrtenbuch muss 
ausgeschlossen sein, dass nachträgliche Veränderungen vorgenommen werden können. 

Diese gefestigte Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof erneut bestätigt und die mithilfe von 
Excel erstellten Tabellenblätter und die zugrunde liegenden handschriftlichen Aufzeichnungen nicht 
als ordnungsgemäßes Fahrtenbuch anerkannt. 

Nachträgliche Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung 

Die bisherige Rechtsprechung hat den Abzug nachträglicher Schuldzinsen als Werbungskosten bei 

den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung grundsätzlich abgelehnt. Aus diesem Grund hat 
der Bundesfinanzhof in einem Verfahren über die Eintragung eines Freibetrags auf der 
Lohnsteuerkarte auch die Aussetzung der Vollziehung abgelehnt. 

Das Gericht weist darauf hin, dass über die Verfahren, ob die Änderung der bisherigen 
Rechtsprechung zu Schuldzinsen bei wesentlichen Beteiligungen Einfluss auf den Abzug 

nachträglicher Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung als 
Werbungskosten hat, noch nicht entschieden worden ist. Deshalb konnte keine Aussetzung der 
Vollziehung gewährt werden. 

Hinweis: Betroffene Steuerzahler können auf die anhängigen Verfahren beim Bundesfinanzhof 
verweisen. 

Auch Geburtstagsfeiern im Kreise von Mitarbeitern und 

Geschäftspartnern sind regelmäßig privat veranlasst 

Bei der Beurteilung der Frage, ob Bewirtungsaufwendungen anlässlich einer Geburtstagsfeier 
beruflich oder privat veranlasst sind, ist eine Gesamtwürdigung der Umstände vorzunehmen. Das 

FG Münster entschied hierzu kürzlich im Fall eines GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführers. Er hatte 
zur Feier seines 60. Geburtstags Mitarbeiter, Geschäftspartner und Verwandte auf dem Briefbogen 
der Gesellschaft eingeladen und dabei dem Namen der Firma seinen Namen vorangestellt. 

Geburtstage sind normalerweise persönliche Ereignisse der privaten Sphäre. Aus den Umständen 
kann sich aber ergeben, dass Aufwendungen hierfür beruflich veranlasst und damit als 
Werbungskosten absetzbar sind. Indizien hierfür sind zum Beispiel wer als Gastgeber auftritt, wer 

die Gästeliste bestimmt und ob zu den Gästen Kollegen, Geschäftsfreunde oder Mitarbeiter, 
Angehörige des öffentlichen Lebens, der Presse, Verbandsvertreter oder private Bekannte oder 
Angehörige des Steuerpflichtigen zählen. Zu berücksichtigen ist außerdem der Ort der Feierlichkeit 
und ob das Fest den Charakter einer privaten Feier aufweist. In diesem Fall trat als Gastgeber der 
Jubilar auf, er bestimmte allein die Gästeliste, die Feier fand nicht auf dem Firmengelände statt. 
Nicht entscheidend war die Tatsache, dass mehrheitlich Mitarbeiter und Geschäftspartner 
eingeladen waren, da die Stellung der Gäste zu dem Gastgeber bei Geburtstagsfeiern nur ein 

vergleichsweise schwaches Indiz für den Anlass der Feier ist. 

 

 


